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Schweiz

Raphaela Birrer und Stefan Häne

Ein traurig dreinblickender Affe, eine 
aufrecht gehende Ratte oder ein Schwein 
mit Rüssel und menschlichen Augen: 
Mehr als ein Dutzend solch verstörender 
Bilder ist in den letzten Monaten auch in 
dieser Zeitung erschienen. «Irrweg Tier-
versuch» stand jeweils in grossen Buch-
staben daneben. Die ganzseitigen Inse-
rate hat der Verein zur Abschaffung der 
Tierversuche geschaltet. Rund eine Mil-
lion Franken hat er dafür ausgegeben, 
wie Präsident Christopher Anderegg 
sagt. 

Der Mediziner und Biologe führte 
einst selbst Experimente mit Tieren 
durch. Heute will er aufzeigen, «dass 
Tierversuche keinen Sinn machen, weil 
Mensch und Tier zu unterschiedlich auf 
Arzneimittel und Krankheiten reagie-
ren». Stattdessen müssten auf den Men-
schen bezogene Forschungsmethoden 
eingesetzt werden.

Der Zeitpunkt der Kampagne ist kein 
Zufall: Sie soll der Volksinitiative für ein 
Verbot von Tier- und Menschenversu-
chen den Weg ebnen. Ein Komitee aus 
St. Galler Tierschützern hat bislang rund 
11 000 der erforderlichen 100 000 Un
terschriften gesammelt; die Frist läuft 
noch bis April 2019. Unterstützt wird es 
von 90 Privatpersonen, Organisationen 
und Firmen wie etwa der Trybol AG von 
Ständerat Thomas Minder (parteilos). 

Das Anliegen gilt selbst in Tierschutz-
kreisen als radikal, weil es zum einen 
Menschenversuche einschliesst und 
zum anderen den Import, Export und 
Handel von Produkten aus Branchen 
verbieten will, die Tierversuche durch-
führen. Und obwohl die Bevölkerung ge-
mäss Umfragen mehr Mittel für alterna-
tive Testmethoden wünscht, hat sie in 
der Vergangenheit an der Urne ein Tier-
versuchsverbot mehrfach abgelehnt. 

Auch im Parlament hat die Initiative 
bis jetzt kaum Fürsprecher – selbst in lin-
ken Kreisen, die sich traditionell stark 
für den Tierschutz einsetzen. National-
rätin Maya Graf (Grüne) hält das Anlie-
gen für «zu radikal». Heute fehle es oft 
an einer konsequenten Umsetzung der 
Tierschutzgesetze und der Verfassungs-
grundlagen; die in der Bundesverfas-
sung verankerte «Würde der Kreatur» 
etwa würde in der Konsequenz belas-
tende Primatenversuche nicht erlauben, 
so Graf. «Da nützt eine neue Initiative 
nicht viel.» 

SP-Spitze will Versuchsverbot
Auch SP-Nationalrat Matthias Aebischer 
geht die Initiative «klar zu weit». Einem 
sinnvollen Gegenvorschlag stehe er aber 
positiv gegenüber. Die Geschäftsleitung 
der SP ist derselben Ansicht. Sie will 
hochbelastende Tierversuche (Schwere-
grad 3) verbieten. Ebenso jene, die der 
Aus- und Weiterbildung dienen, ohne 
einen Erkenntnisgewinn zu erzielen. Ge-
ring- und mittelbelastende Tierversuche 
müssten unter «optimalen Bedingun-
gen» mit entsprechender Überwachung 
durchgeführt werden, damit sich die 
Belastung in Grenzen halte. Die SP-Ge-
schäftsleitung fordert zudem mehr Mit-

tel für Alternativmethoden. Nächste Wo-
che entscheidet die SP-Delegiertenver-
sammlung über eine Unterstützung der 
Initiative. 

Die Idee eines Gegenvorschlags hal-
ten auch Exponenten der GLP für prü-
fenswert, so etwa Nationalrätin Isabelle 
Chevalley. Aus allen anderen Parteien 
kommen jedoch ablehnende Signale. 

«Eine solch radikale Initiative ist nicht 
zielführend und ohne Gegenvorschlag 
zur Abstimmung zu bringen», sagt FDP-
Nationalrat Christian Wasserfallen.

Auf erbitterten Widerstand stösst das 
Ansinnen in der Pharmaindustrie. «Die 
Initiative würde die Entwicklung neuer 
Medikamente in der Schweiz verunmög-
lichen und den Forschungs- und Innova-
tionsstandort Schweiz de facto stillle-
gen», warnt der Branchenverband Inter-
pharma. Auch widerspreche sie den 
WTO-Abkommen. Zudem führe die Ini-
tiative dazu, dass Alltagsprodukte wie 
Tiefkühlpizzen oder Dosensuppen nicht 
mehr importiert respektive angeboten 
werden dürften, da auch Lebensmittel-
zusatz- sowie Konservierungsstoffe mit 
Tierversuchen getestet würden. 

Auch die Hochschulen sind alarmiert. 
Die Initiative bewirke eine «extreme Ein-
schränkung» in der Behandlung von Pa-
tienten, deren Krankheiten künftig 
durch neue Medikamente heilbar wä-
ren, sagt zum Beispiel Christian Leu-
mann, Rektor der Universität Bern. 

Noch 2000 statt 18 000 Hühner
Die Initiative ist nur ein Beispiel für eine 
breit angelegte Offensive der Schweizer 
Tierschützer. Die Aufklärung mit Bro-
schüren und Filmen reicht ihnen nicht 

mehr. Neben mehreren Vorstössen in 
den Städten wollen sie auch vermehrt 
auf die nationale Gesetzgebung Einfluss 
nehmen; dies bestätigt Michael Gehr-
ken, der für Alliance Animal Suisse in 
Bundesbern lobbyiert.

Bereits diesen Frühling werden zwei 
weitere Volksinitiativen lanciert. Die eine 
fordert ein Importverbot für Qualpro-
dukte wie Stopfleber oder Pelz – und will 
damit eine Forderung vors Volk bringen, 
die unlängst im Parlament gescheitert ist. 
Innerhalb von vier Wochen hätten sich 
45 Organisationen für das Unterstüt-
zungskomitee gefunden, so Gehrken.

Die andere Initiative will die Massen-
tierhaltung in der Schweiz verbieten. Sie 
entstammt der Feder der Tierrechts-
organisation Sentience Politics. Gemäss 
Initiativtext, der dieser Zeitung vorliegt, 
soll die Würde des Tieres in der Land-
wirtschaft geschützt werden. Dazu soll 

«das Recht, nicht in Massentierhaltung 
zu leben», in die Verfassung geschrieben 
werden. Eine Massentierhaltung liegt 
demnach vor, wenn das Tierwohl aus 
Wirtschaftlichkeitsgründen verletzt 
wird; wenn also Tiere in grossen Grup-
pen auf engem Raum gehalten werden 
und ihre «den wissenschaftlichen Er-
kenntnissen entsprechenden Grundbe-
dürfnisse nicht berücksichtigt werden». 
Diese Vorschriften sollen auch für den 
Import von Tierprodukten gelten. 

Die Initiative quantifiziert die Mas-
sentierhaltung nicht. Doch Sentience 
Politics orientiert sich an den Richtwer-
ten von Biosuisse und KAG-Freiland, wie 
Co-Präsidentin Meret Schneider sagt. 
Das würde etwa für Hühner bedeuten: 
Statt wie heute bis zu 18 000 Legehen-
nen pro Hof wären nur noch 2000 Tiere 
erlaubt. Damit würden die heutigen Bio-
Vorgaben zum allgemeinen Standard. 

Dissens wegen Strategie  
Das Volksbegehren polarisiert bereits 
stark. Der Schweizerische Bauernver-
band (SBV) hält es für unnötig. Die 
Schweizer Tierschutzbestimmungen ge-
hörten zu den strengsten überhaupt, 
sagt Präsident und CVP-Nationalrat Mar-
kus Ritter. Höchstbestände würden be-
reits heute eine industrielle Massentier-
haltung verhindern. Bei den Hühnern 
etwa seien maximal 18 000 erwachsene 
Tiere erlaubt. In Deutschland dagegen 
gebe es Betriebe mit 600 000 Hühnern 
im gleichen Stall. Ritter warnt: Die ein-
heimische Produktion werde sich bei 
einer Reduktion der Höchstbestände 
markant verteuern. «Weil nicht alle Kon-
sumenten bereit sind, mehr zu bezah-
len, würde die Produktion zurückgehen 
und die Differenz mit Mehrimporten – 
aus ganz anderen Haltungsbedingungen 
– gedeckt.» Die Übergangsfrist von 
25  Jahren, welche die Initiative für die 
Umstellung vorsehe, löse das Problem 
nicht, sondern verschiebe es bloss.

In Bauernkreisen hofft man, dass die 
Initianten bereits im Sammelstadium 
scheitern. Doch diese zeigen sich zuver-
sichtlich. Wie Gehrken spricht auch 
Schneider von rascher und breiter 
Unterstützung und zeigt sich «sehr zu-
frieden» mit dem Fundraising. «Es ist 
eine Aufbruchstimmung zu spüren. 
Tierschützer vernetzen sich und koordi-
nieren ihre Projekte.» Die Organisatio-
nen könnten dabei auf das Geld idealis-
tischer Einzelspender und auf das Enga-
gement einer breiten Basis zählen. 

Die Offensive weckt in Tierschutzkrei-
sen aber auch Kritik. Grund ist die von 
den Grünen lancierte Fair-Food-Initia-
tive, die wohl im Herbst zur Abstimmung 
kommt und Lebensmittel aus einer um-
welt- und tierfreundlichen Landwirt-
schaft fördern will – auch bei Importen. 
Der Schweizer Tierschutz hat vorgeschla-
gen, alle anderen Initiativen bis zur Ab-
stimmung zurückzustellen, um mehr 
Schlagkraft zu gewinnen. Vergebens. 
Hansuli Huber, Geschäftsführer des 
Schweizer Tierschutzes, zeigt sich darü-
ber «sehr enttäuscht». Auch Grünen-Na-
tionalrätin Graf beklagt, dass so die 
Kräfte «leider verzettelt» würden. 

Tierschützer gehen bis an die Schmerzgrenze
Ein Verbot für Tierversuche, Massentierhaltung und Quälprodukte: Tierschützer lancieren eine grosse politische Offensive.  
Die Anliegen sind umstritten – selbst im eigenen Lager. 

So häufig und belastend sind Tierversuche in der Schweiz

Anzahl Versuche in der Pharmaindustrie, an Universitäten 
und in Forschungsinstituten

Erläuterungen der 
Schweregrade

2 000 000

1 750 000

1 500 000

1 250 000

1 000 000

750 000

500000

250 000

0907050301999795939187 89851983 11 13 15

4,9 Mio. 5,3 Mio. 2,5 Mio. 0,4

Keine Belastung
Beispiel: Für diagnostische Zwecke wird 
Blut entnommen.

Leichte Belastung
Beispiel: Ein Arzneimittel wird unter 
Anwendung von Zwang dem Tier gespritzt. 

Mittlere Belastung
Beispiel: Ein künstlich herbeigeführter 
Knochenbruch wird operativ behandelt.
 

Schwere Belastung
Beispiel: Aggressiver Tumor wird in das 
Tier verpflanzt.
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Tierversuche 
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ab 1997

Pharmaindustrie, 
Bauern, Hochschulen: 
Sie alle warnen 
eindringlich vor den 
Folgen der Initiativen. 

Basel-Stadt stimmt am 4. März über die 
Veganer-Initiative «Für faire und nachhaltige 
Ernährung» der Tierrechts-Organisation 
Sentience Politics ab. Diese fordert vom Kanton 
ein Ernährungsleitbild, das fleischloses Leben 
propagiert. Zudem sollen Kantinen öffentlich-
rechtlicher Anstalten täglich mindestens ein 
veganes Menü anbieten. In der Stadt Zürich hat 
das Volk 2017 einen Gegenvorschlag zu einer 
gleichlautenden Initiative angenommen. Ein 
ähnliches Anliegen wird derzeit in der Stadt 
Luzern debattiert. In Genf verlangt eine noch 
hängige Initiative besser kontrollierte Tierver-
suche. Über «Grundrechte für Primaten» 
hingegen, wie sie Sentience Politics in Basel-
Stadt fordert, soll das Stimmvolk nicht befin-
den. Das Parlament hält das Begehren 
für rechtlich unzulässig. (rbi/sth)

Für einen veganen Lebensstil
Initiativen in mehreren Städten

Die Absicht der Bundesrätin, 
der SRG zielgerichtete  
TV-Werbung zu erlauben, 
stösst auf breiten Widerstand. 

Peter Meier 
Bern

Ganz Bundesbern schüttelte verständnis-
los den Kopf, als Medienministerin Doris 
Leuthard Ende Oktober ihre Vorschläge 
zur Revision der Radio- und Fernsehver-
ordnung (RTVV) präsentierte. In den so-
zialen Medien schossen die Befürworter 
der No-Billag-Initiative schon aus allen 
Rohren auf die «übermächtige SRG». Mit 
den Verlegern liegt die SRG im Clinch und 
beim Bundesgericht ist eine Klage hängig 
gegen die Beteiligung der SRG an Ad-
meira, der Werbeallianz mit Swisscom 

und Ringier. Ausgerechnet zu diesem 
heiklen Zeitpunkt kündigte Leuthard an, 
dass mit der neuen RTVV die bislang ver-
botene zielgerichtete TV-Werbung ab 
Mitte 2018 erlaubt werden soll – ein Steil-
pass für Admeira. Einzige Einschrän-
kung: Die Zielgruppen dürfen nicht aus-
schliesslich geografisch definiert sein, 
und die Werbeform soll nur vier der 
zwölf Werbeminuten pro Sendestunde 
ausmachen.

In der gestern abgelaufenen Ver-
nehmlassung ist das Unverständnis nun 
einer breiten Ablehnung gewichen. Der 
Tenor der Kritik an Leuthards Plänen: 
falscher Zeitpunkt, falsches Vorgehen, 
falsche Absicht. So moniert ein Grossteil 
von Parteien, Verbänden und Kantonen, 
dass für eine solch medienpolitisch be-
deutsame Weichenstellung erst die No-
Billag-Abstimmung vom 4. März und die 
überfällige Service-public-Debatte abzu-

warten seien. Statt in der RTVV seien zu-
dem die kommerziellen Aktivitäten der 
SRG – unter Mitwirkung des Parlaments 
– im neuen Mediengesetz zu regeln, das 
in Vorbereitung sei. Hauptkritikpunkt 
ist aber, dass vor allem die SRG von der 
Werbelockerung profitiere, da den Pri-
vaten die Möglichkeiten fehlten, ziel-
gruppenspezifische Werbung gewinn-
bringend einzusetzen. So werde  Ihr An-
teil am Werbekuchen noch kleiner.

Solche Befürchtungen kommen nicht 
nur von Verlegerseite und von den tradi-
tionellen SRG-Kritikern bei SVP, FDP 
und Gewerbeverband, sondern etwa 
auch von GLP und Grünen. Selbst die 
CVP und die SP haben grosse Vorbehalte 
gegen Leuthards Vorschlag. Die CVP 
verlangt zuerst eine genaue Prüfung der 
Auswirkungen auf die Regionalmedien. 
Und die SP fordert einen Schutz für die 
Werbenischen regionaler Anbieter.

Doris Leuthard läuft mit ihren Plänen für die SRG auf

Der Arbeitskonflikt um den Stellenabbau bei 
der Nachrichtenagentur SDA ist noch nicht 
beigelegt. Trotz einer Annäherung in den 
bislang drei Verhandlungsrunden bestehen 
zwischen der SDA-Verwaltungsrats-Delega-
tion und den Personalvertretern nach wie vor 
Differenzen in zentralen Fragen. Nun soll die 
Schlichtungsstelle des Staatssekretariats für 
Wirtschaft (Seco) angerufen werden. 

Weiterhin  uneins sind sich die Parteien 
insbesondere beim Umfang des Stellenab-
baus und beim Sozialplan. Die Redaktions-
kommission fordert, dass der Abbau von 35 
der 150 Vollzeitstellen reduziert und der 
Sozialplan für die entlassenen Ü-60-Mitarbei-
ter verbessert wird. Der Verwaltungsrat 
hingegen hält an seinen Plänen im bisherigen 
Umfang fest. Er hat aber angeboten, den von 
Kündigungen oder Änderungskündigungen 

Betroffenen den bisherigen Lohn einen 
Monat über die Kündigungsfrist hinaus zu 
bezahlen. Einigen konnten sich beide Seiten 
auf die Schaffung eines Härtefallfonds. 
Unstrittig sei zudem die Service-public-Ver-
pflichtung der SDA, heisst es in einer Mittei-
lung der Verwaltungsratsdelegation. Am 
Montag gehen die Verhandlungen weiter.

Als zusätzlichen Lösungsweg hat der 
Verwaltungsrat gestern den Gang an die 
Seco-Schlichtungsstelle vorgeschlagen. Die 
Personalvertretung zeigte sich dafür offen, 
formell entscheiden kann das aber nur die 
SDA-Redaktionsversammlung. Stimmt diese 
zu, darf die Redaktion ihren sistierten Streik 
nicht wieder aufnehmen. Die Seco-Behörde 
kann auch als Schiedsstelle amten und ein 
verbindliches Urteil fällen, wenn beide 
Parteien einverstanden sind. (pem)

Bund soll im SDA-Streit schlichten 


